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könnten, durch friedliche Mittel nach den Grundsätzen der Ge-
rechtigkeit und des Völkerrechts zu bereinigen oder beizule-
gen sowie Duldsamkeit zu üben und als gute Nachbarn in Frie-
den miteinander zu leben und dadurch freundschaftliche Be-
ziehungen zwischen den Nationen zu entwickeln und eine in-
ternationale Zusammenarbeit zu fördern, um internationale
Probleme wirtschaftlicher, sozialer, kultureller und humanitä-
rer Art zu lösen,

in Anerkennung der besonderen Notwendigkeit und Dring-
lichkeit von Aussöhnungsprozessen in den Ländern und Re-
gionen der Welt, in denen die Gesellschaft in ihren verschie-
denen innerstaatlichen, nationalen und internationalen Aspek-
ten durch gerade überwundene oder noch bestehende Konflikt-
situationen beeinträchtigt und geteilt ist,

sowie in Anerkennung dessen, dass viele der Aktivitäten
des Systems der Vereinten Nationen im Allgemeinen und der
gesamten internationalen Gemeinschaft zur Unterstützung der
Friedenssicherung und Friedenskonsolidierung, der Konflikt-
verhütung, der Abrüstung, der nachhaltigen Entwicklung, der
Förderung und des Schutzes der Menschenrechte und der
Menschenwürde, der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit und
der guten Staatsführung unter anderem zur Folge haben, dass
Aussöhnungsprozesse in Gang gebracht und fortgeführt wer-
den,

in dem Bewusstsein, dass ein auf der Grundlage von Ach-
tung und Toleranz geführter Dialog zwischen Gegnern ein we-
sentlicher Bestandteil von Frieden und Aussöhnung ist,

sowie in dem Bewusstsein, dass Wahrheit und Gerechtig-
keit für die Herbeiführung von Aussöhnung und dauerhaftem
Frieden unabdingbar sind, 

eingedenk der Rolle der Medien bei der Berichterstattung
über Aussöhnungsprozesse,

in der Überzeugung, dass die Verkündung eines interna-
tionalen Jahres der Aussöhnung zum Ende des ersten Jahr-
zehnts des neuen Jahrtausends der internationalen Gemein-
schaft die Chance bieten wird, die Anstrengungen zum Ausbau
von Aussöhnungsprozessen, die für die Herbeiführung eines
tragfähigen und dauerhaften Friedens notwendig und eine
Voraussetzung sind, unter aktiver Beteiligung aller Interessen-
träger weiterzuverfolgen,

1. bekundet ihre unerschütterliche Entschlossenheit,
Aussöhnungsprozesse in den durch Konflikte beeinträchtigten
und/oder geteilten Gesellschaften fortzuführen;

2. beschließt, das Jahr 2009 zum Internationalen Jahr
der Aussöhnung zu erklären;

3. bittet die betroffenen Regierungen sowie internatio-
nale und nichtstaatliche Organisationen, Aussöhnungsprozes-
se zwischen beeinträchtigten und/oder geteilten Gesellschaf-
ten zu unterstützen und angemessene Kultur-, Bildungs- und
Sozialprogramme zur Förderung des Konzepts der Aussöh-
nung zu planen und durchzuführen, namentlich durch die Ab-
haltung von Konferenzen und Seminaren und durch die Ver-
breitung von Informationen über diese Frage.

RESOLUTION 61/18

Verabschiedet auf der 58. Plenarsitzung am 28. November 2006, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/61/L.25 und Add.1, einge-
bracht von: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Argentinien, Ar-
menien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bangladesch, Belarus, Belgien,
Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Chile, China, Costa Ri-
ca, Dänemark, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugo-
slawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland,
Frankreich, Georgien, Griechenland, Guinea, Haiti, Honduras, Indien, Indonesi-
en, Irak, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Ka-
merun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kongo, Kroa-
tien, Kuwait, Lettland, Libanon, Liberia, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Ma-
dagaskar, Malaysia, Mali, Malta, Marokko, Marshallinseln, Mauritius, Mikronesien
(Föderierte Staaten von), Moldau, Monaco, Mongolei, Neuseeland, Niederlande,
Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Palau, Panama, Papua-Neu-
guinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Rumäni-
en, Russische Föderation, San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien, Seychel-
len, Slowakei, Slowenien, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Gre-
nadinen, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Tri-
nidad und Tobago, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Turkmenistan,
Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Vereinigtes Königreich Großbritannien
und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Zentralafrikanische Republik,
Zypern.

61/18. Die Situation in Afghanistan
Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 60/32 A und B vom
30. November 2005 und alle ihre früheren einschlägigen Re-
solutionen,

sowie unter Hinweis auf alle einschlägigen Resolutionen
des Sicherheitsrats und Erklärungen des Präsidenten des Rates
über die Situation in Afghanistan, insbesondere die jüngsten
Resolutionen 1659 (2006) vom 15. Februar 2006, 1662 (2006)
vom 23. März 2006 und 1707 (2006) vom 12. September 2006
sowie die Erklärung des Präsidenten des Rates vom 26. Juli
2006,

mit dem Ausdruck ihres nachdrücklichen Bekenntnisses
zur Umsetzung des auf der Londoner Afghanistan-Konferenz
am 31. Januar und 1. Februar 2006 geschlossenen Afghani-
stan-Paktes und seiner Anhänge40, die den Rahmen für die
Partnerschaft zwischen der Regierung Afghanistans und der
internationalen Gemeinschaft bilden, 

in Bekräftigung ihres nachdrücklichen Bekenntnisses zur
Souveränität, Unabhängigkeit, territorialen Unversehrtheit
und nationalen Einheit Afghanistans sowie unter Achtung sei-
nes multikulturellen, multiethnischen und historischen Erbes,

in Anerkennung der dringenden Notwendigkeit, die Her-
ausforderungen in Afghanistan anzugehen, darunter terroristi-
sche Bedrohungen, den Kampf gegen Suchtstoffe, die man-
gelnde Sicherheit, insbesondere im Süden und Osten, die um-
fassende landesweite Auflösung der illegalen bewaffneten
Gruppen und die Entwicklung der afghanischen Regierungs-
institutionen, auch auf subnationaler Ebene, die Stärkung der
Rechtsstaatlichkeit, die Beschleunigung der Reformen des Ju-

40 S/2006/90, Anlage. 
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stizsektors, die Förderung der nationalen Aussöhnung unbe-
schadet der Anwendung der vom Sicherheitsrat in seiner Re-
solution 1267 (1999) vom 15. Oktober 1999 und in anderen
einschlägigen Resolutionen eingeführten Maßnahmen sowie
der Unrechtsaufarbeitung in der Übergangszeit unter afghani-
scher Führung, die sichere und geordnete Rückkehr der afgha-
nischen Flüchtlinge und Binnenvertriebenen, die Förderung
und den Schutz der Menschenrechte sowie die wirtschaftliche
und soziale Weiterentwicklung,

in diesem Zusammenhang mit dem Ausdruck ihrer tiefen
Besorgnis über die Angriffe auf afghanische wie auch auslän-
dische Staatsangehörige, die sich für die Unterstützung der Fe-
stigung des Friedens, der Stabilität und der Entwicklung in Af-
ghanistan einsetzen, insbesondere Bedienstete der Vereinten
Nationen und diplomatisches Personal, Personal nationaler
und internationaler humanitärer Organisationen und Entwick-
lungsorganisationen, die Afghanischen Nationalen Sicher-
heitskräfte, die Internationale Sicherheitsbeistandstruppe und
die Koalition der Operation „Dauerhafte Freiheit“, und besorgt
feststellend, dass die mangelnde Sicherheit einige Organisa-
tionen dazu veranlasst hat, ihre humanitäre Arbeit und ihre
Entwicklungstätigkeit in bestimmten Teilen Afghanistans ein-
zustellen oder zu reduzieren, 

die erzielten Fortschritte anerkennend, aber gleichzeitig
nach wie vor zutiefst besorgt über das Problem der Millionen
von Antipersonenminen und explosiven Kampfmittelrück-
ständen, die eine große Gefahr für die Bevölkerung und ein er-
hebliches Hindernis für die Wiederaufnahme der Wirtschafts-
tätigkeit sowie für die Wiederherstellungs- und Wiederauf-
baumaßnahmen darstellen,

feststellend, dass trotz der beim Aufbau des Sicherheits-
sektors erzielten Verbesserungen die Zunahme der von den
Taliban, der Al-Qaida und anderen extremistischen Gruppen
in den vergangenen Monaten verübten Terroranschläge, ins-
besondere im Süden und Osten Afghanistans, und die man-
gelnde Sicherheit, die auf kriminelle Tätigkeiten und die un-
erlaubte Drogengewinnung und den unerlaubten Drogenver-
kehr zurückzuführen ist, nach wie vor ein ernstes Problem dar-
stellen und den demokratischen Prozess sowie den Wiederauf-
bau und die wirtschaftliche Entwicklung gefährden,

sowie feststellend, dass es der Regierung Afghanistans, un-
terstützt durch die Sicherheitsbeistandstruppe und die Koali-
tion der Operation „Dauerhafte Freiheit“, obliegt, für Sicher-
heit, Recht und Ordnung im ganzen Land zu sorgen, die dies-
bezüglich erzielten institutionellen Fortschritte anerkennend,
in tiefer Sorge über die jüngste Zunahme der Gewalt und be-
tonend, wie wichtig es ist, die Autorität der Zentralregierung
weiter auf alle Teile Afghanistans auszudehnen,

mit Lob für die Anstrengungen, die die Afghanische Na-
tionalarmee und die Afghanische Nationalpolizei, die Sicher-
heitsbeistandstruppe und die Koalition der Operation „Dauer-
hafte Freiheit“ unternehmen, um die Sicherheitsbedingungen
in Afghanistan zu verbessern, 

in diesem Zusammenhang anerkennend, dass die Afgha-
nische Nationalarmee und die Afghanische Nationalpolizei
zusätzliche Unterstützung für den Ausbau ihrer Kapazitäten

benötigen, so auch durch die Bereitstellung von modernerem
Gerät,

betonend, dass die regionale Zusammenarbeit ein wirksa-
mes Mittel zur Förderung der Sicherheit und der Entwicklung
in Afghanistan ist,

in diesem Zusammenhang in Bekräftigung ihrer fortgesetz-
ten Unterstützung des Geistes und der Bestimmungen des
Übereinkommens von Bonn vom 5. Dezember 200141, der Ber-
liner Erklärung vom 1. April 2004 samt Anlagen42 und des Af-
ghanistan-Paktes vom 31. Januar 2006 und der Regierung und
dem Volk Afghanistans zusagend, sie nach dem erfolgreichen
Abschluss des politischen Übergangs weiterhin zu unterstüt-
zen, während sie ihr Land wiederaufbauen, die Grundlagen ei-
ner konstitutionellen Demokratie stärken und wieder ihren
rechtmäßigen Platz in der Gemeinschaft der Nationen einneh-
men,

mit Beifall Kenntnis nehmend von der Eröffnung der Af-
ghanischen Nationalversammlung am 19. Dezember 2005, mit
der der Bonner Prozess nunmehr abgeschlossen ist, sowie von
der Bildung der Provinzräte,

die Bildung der nationalen Regierung begrüßend und fest-
stellend, wie wichtig es ist, dass diese die ethnische Vielfalt
des Landes repräsentiert und außerdem die angemessene Be-
teiligung der Frauen sicherstellt,

sowie begrüßend, dass die Ausarbeitung der Zehnjahres-
Strategie für die Justizreform in Afghanistan abgeschlossen
wurde, und ihrer Anerkennung für die Ernennung und Bestä-
tigung eines hochqualifizierten Obersten Gerichtshofs Aus-
druck verleihend,

in diesem Zusammenhang ferner begrüßend, dass die neue
Verfassung die Menschenrechte und Grundfreiheiten aller Af-
ghanen garantiert, was einen wichtigen Schritt zur Verbesse-
rung der Situation hinsichtlich dieser Rechte und Freiheiten,
insbesondere für Frauen und Kinder, darstellt,

unter Hinweis auf die Resolution 1325 (2000) des Sicher-
heitsrats vom 31. Oktober 2000 über Frauen und Frieden und
Sicherheit und mit Anerkennung für die Fortschritte bei der Er-
mächtigung der Frauen in der afghanischen Politik, die histo-
rische Meilensteine im politischen Prozess darstellen und dazu
beitragen werden, einen dauerhaften Frieden und die nationale
Stabilität in Afghanistan zu festigen, dabei allerdings feststel-
lend, dass die Ermächtigung der Frauen auch auf der Ebene der
Provinzen gefördert werden muss, 

gleichzeitig mit Besorgnis Kenntnis nehmend von Berich-
ten über anhaltende Menschenrechtsverletzungen und Verstö-
ße gegen das humanitäre Völkerrecht sowie über gewaltsame
oder diskriminierende Praktiken, insbesondere gegenüber
Frauen und Mädchen, in bestimmten Landesteilen und beto-

41 Übereinkommen über vorläufige Regelungen in Afghanistan bis zur
Wiederherstellung dauerhafter staatlicher Institutionen (siehe
S/2001/1154). 
42 Verfügbar unter www.unama-afg.org. 
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nend, dass die internationalen Normen der Toleranz und der
Religionsfreiheit eingehalten werden müssen,

begrüßend, dass die Regierung Afghanistans die vorläufi-
ge Nationale Entwicklungsstrategie für Afghanistan43 vorge-
legt und den ersten Bericht über die Millenniums-Entwick-
lungsziele verabschiedet hat und dass sie weitere Anstrengun-
gen unternimmt, um die Millenniums-Entwicklungsziele zu
erreichen, 

sowie begrüßend, dass die Regierung Afghanistans weiter
und in zunehmendem Maße die Eigenverantwortung für die
Wiederherstellungs- und Wiederaufbaubemühungen über-
nommen hat, und betonend, dass es im Hinblick auf eine wirk-
samere Nutzung der Hilfe unbedingt erforderlich ist, die volle
Eigenverantwortung auf allen Gebieten der Regierungs- und
Verwaltungsführung zu erreichen und die institutionelle Ka-
pazität zu verbessern, auch auf der Ebene der Provinzen, 

mit dem Ausdruck ihrer Anerkennung für die von der in-
ternationalen Gemeinschaft im Rahmen des Wiederaufbaus
und der Entwicklung Afghanistans geleistete humanitäre Hil-
fe, im Bewusstsein der Notwendigkeit, weiter dagegen anzu-
gehen, dass sich Veränderungen der Lebensbedingungen des
afghanischen Volkes nur schleppend vollziehen, und feststel-
lend, dass die Kapazität der Regierung Afghanistans zur Er-
bringung grundlegender Dienstleistungen und zur Förderung
der Entwicklung gestärkt werden muss,

es begrüßend, dass ständig Flüchtlinge und Binnenvertrie-
bene zurückkehren, gleichzeitig jedoch mit Besorgnis feststel-
lend, dass die in manchen Teilen Afghanistans herrschenden
Bedingungen noch keine sichere und dauerhafte Rückkehr an
bestimmte Herkunftsorte zulassen und dass die hohe Konzen-
tration von Rückkehrern in den größeren Städten eine extreme
Belastung für die begrenzten städtischen Ressourcen mit sich
bringt,

in dem Bewusstsein, dass Afghanistan in hohem Maß für
Naturkatastrophen und extreme Klimabedingungen, insbeson-
dere Dürren oder Überschwemmungen, anfällig ist, 

mit dem Ausdruck ihrer Anerkennung für die Tätigkeit der
regionalen Wiederaufbauteams und des Exekutiv-Lenkungs-
ausschusses, 

in der Erkenntnis, dass die soziale und wirtschaftliche Ent-
wicklung Afghanistans, insbesondere die Schaffung von dau-
erhaften alternativen Erwerbsmöglichkeiten im formellen Pro-
duktionssektor, ein wichtiger Bestandteil der erfolgreichen
Umsetzung der umfassenden nationalen Drogenkontrollstra-
tegie Afghanistans ist und weitgehend von einer Ausweitung
der internationalen Zusammenarbeit mit der Regierung Af-
ghanistans abhängt,

es begrüßend, dass am 31. Januar 2006 auf der Londoner
Afghanistan-Konferenz die aktualisierte Nationale Drogen-
kontrollstrategie44 eingeleitet wurde, 

zutiefst beunruhigt über die Zunahme des Anbaus und der
Gewinnung von Suchtstoffen in Afghanistan sowie des Ver-
kehrs damit, was die Stabilität und Sicherheit sowie den poli-
tischen und wirtschaftlichen Wiederaufbau Afghanistans un-
tergräbt und gefährliche Auswirkungen auf die Region und
weit darüber hinaus hat, und in diesem Zusammenhang die
Veröffentlichung der aktualisierten Nationalen Drogenkon-
trollstrategie und die erneut bekundete Entschlossenheit der
Regierung Afghanistans würdigend, das Land von diesen un-
heilvollen Produktions- und Handelsaktivitäten zu befreien, so
auch durch eine entschlossene Rechtsdurchsetzung, 

mit dem Ausdruck ihrer Anerkennung und nachdrückli-
chen Unterstützung für die zentrale und unparteiische Rolle,
die der Generalsekretär und sein Sonderbeauftragter bei der
Festigung des Friedens und der Stabilität in Afghanistan auch
weiterhin wahrnehmen, und die Koordinierungsrolle der Ver-
einten Nationen hervorhebend, wenn es darum geht, auch wei-
terhin einen nahtlosen Übergang von der humanitären Nothilfe
zur Wiederherstellung und zum Wiederaufbau unter afghani-
scher Führung sicherzustellen,

in diesem Zusammenhang begrüßend, dass gemäß dem
Afghanistan-Pakt der Gemeinsame Koordinierungs- und
Überwachungsrat als Instrument zur weiteren Verbesserung
der Koordinierung zwischen der Regierung Afghanistans und
ihren internationalen Partnern und zur Überwachung der Er-
füllung aller Leistungskriterien eingerichtet wurde, 

im Bewusstsein der Notwendigkeit eines anhaltenden,
nachdrücklichen internationalen Engagements für die huma-
nitäre Hilfe und für Wiederherstellungs-, Rehabilitations- und
Wiederaufbauprogramme unter der Trägerschaft der Regie-
rung Afghanistans und gleichzeitig mit dem Ausdruck ihres
Dankes an das System der Vereinten Nationen und an alle
Staaten sowie internationalen und nichtstaatlichen Organisa-
tionen, deren internationale und lokale Mitarbeiter trotz wach-
sender Sicherheitsprobleme und Schwierigkeiten beim Zu-
gang zu bestimmten Gebieten dem Bedarf Afghanistans auf
humanitärem Gebiet, für die Übergangszeit und auf dem Ge-
biet der Entwicklung auch weiterhin entsprechen,

1. begrüßt den Bericht des Generalsekretärs45 und die
darin enthaltenen Empfehlungen;

2. verurteilt nachdrücklich das Aufflammen der Gewalt
in ganz Afghanistan, insbesondere in den südlichen und östli-
chen Landesteilen, das auf die Zunahme der gewaltsamen und
terroristischen Aktivitäten der Taliban, der Al-Qaida, anderer
extremistischer Gruppen und der am Handel mit Suchtstoffen
beteiligten Personen zurückzuführen ist und zu einer erhöhten
Zahl von Opfern unter der afghanischen Zivilbevölkerung, den
Afghanischen Nationalen Sicherheitskräften, der Internatio-
nalen Sicherheitsbeistandstruppe und der Koalition der Ope-
ration „Dauerhafte Freiheit“ sowie unter dem Personal afgha-
nischer und internationaler Hilfsorganisationen und allen son-
stigen humanitären Helfern geführt hat;

43 S/2006/105, Anlage.
44 S/2006/106, Anlage. 45 A/61/326-S/2006/727.
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3. betont, wie wichtig die Gewährleistung ausreichen-
der Sicherheit ist, begrüßt die Ausweitung der Präsenz der Si-
cherheitsbeistandstruppe im Süden und Osten Afghanistans
und ruft die Mitgliedstaaten auf, auch weiterhin Personal, Aus-
rüstung und sonstige Ressourcen für die Sicherheitsbeistands-
truppe bereitzustellen und die regionalen Wiederaufbauteams
in enger Abstimmung mit der Regierung Afghanistans und der
Hilfsmission der Vereinten Nationen in Afghanistan weiter
auszubauen;

4. dankt der Hilfsmission für ihre Tätigkeit und begrüßt
die Ausdehnung ihrer Präsenz auf weitere Provinzen, wodurch
sichergestellt wird, dass die Vereinten Nationen ihre unver-
zichtbare Koordinierungsrolle wahrnehmen, und legt der
Hilfsmission nahe, die Ausdehnung ihrer Präsenz auf das gan-
ze Land fortzusetzen;

5. fordert die Regierung Afghanistans auf, mit Hilfe der
internationalen Gemeinschaft, namentlich auch über die Ko-
alition der Operation „Dauerhafte Freiheit“ und die Sicher-
heitsbeistandstruppe im Einklang mit den ihnen jeweils zuge-
wiesenen Verantwortlichkeiten, auch weiterhin gegen die Be-
drohung der Sicherheit und Stabilität Afghanistans vorzuge-
hen, die von den Taliban, der Al-Qaida, und anderen extremi-
stischen Gruppen sowie von krimineller Gewalttätigkeit aus-
geht, insbesondere Gewalttätigkeiten im Zusammenhang mit
dem Drogenhandel;

6. fordert die Regierung Afghanistans und die lokalen
Behörden nachdrücklich auf, alles in ihrer Macht Stehende zu
tun, um den sicheren und ungehinderten Zugang des Personals
der Vereinten Nationen, der Entwicklungsorganisationen und
der humanitären Organisationen zu allen betroffenen Bevöl-
kerungsgruppen sicherzustellen; 

7. verurteilt nachdrücklich alle Gewalt- und Einschüch-
terungshandlungen, insbesondere diejenigen, die gegen Ent-
wicklungshelfer, humanitäres Personal, Personal der Verein-
ten Nationen und beigeordnetes Personal sowie gegen afgha-
nische Zivilpersonen, einschließlich Aktivistinnen, gerichtet
sind, bedauert die Verluste an Leib und Leben und fordert die
Regierung Afghanistans und die lokalen Behörden nachdrück-
lich auf, alles daranzusetzen, um im Einklang mit der Resolu-
tion 60/123 der Generalversammlung vom 15. Dezember
2005 diejenigen, die Angriffe verübt haben, vor Gericht zu
stellen, die Sicherheit und Bewegungsfreiheit des gesamten
Personals der Vereinten Nationen, der Entwicklungsorganisa-
tionen und der humanitären Organisationen zu gewährleisten
und das Eigentum der Vereinten Nationen, der Entwicklungs-
organisationen beziehungsweise der humanitären Organisa-
tionen zu schützen; 

8. begrüßt den erfolgreichen Abschluss der im Oktober
2003 begonnenen Entwaffnung, Demobilisierung und Wie-
dereingliederung der ehemaligen afghanischen Kombattanten;

9. begrüßt außerdem die Einleitung des Programms zur
Auflösung illegaler bewaffneter Gruppen und betont, wie
wichtig es ist, seine umfassende Durchführung im ganzen
Land unter afghanischer Trägerschaft voranzutreiben und da-
bei gleichzeitig die weitere Koordinierung und Kohärenz mit
anderen einschlägigen Maßnahmen zur Reform des Sicher-

heitssektors und zur Gemeinwesenentwicklung sicherzustel-
len;

10. begrüßt in diesem Zusammenhang ferner, dass der
Präsident Afghanistans auf der zweiten Konferenz von Tokio
zur Konsolidierung des Friedens in Afghanistan am 5. Juli
2006 die Auflösung illegaler bewaffneter Gruppen fest zuge-
sagt hat, und legt der Regierung Afghanistans nahe, auf natio-
naler, Provinz- und Ortsebene aktiv auf die Umsetzung dieser
Zusage hinzuarbeiten;

11. begrüßt den Aufbau der neuen professionellen Af-
ghanischen Nationalarmee und der Afghanischen Nationalpo-
lizei, fordert eine Beschleunigung der Bemühungen um die
Modernisierung und Stärkung beider Institutionen, begrüßt die
Fortschritte bei der Schaffung eines fairen und wirksamen Ju-
stizsystems als wichtige Schritte in Richtung auf das Ziel, die
Regierung Afghanistans zu stärken, für Sicherheit zu sorgen
und die Rechtsstaatlichkeit im ganzen Land zu gewährleisten,
und fordert die internationale Gemeinschaft nachdrücklich
auf, die Bemühungen, die die Regierung Afghanistans auf die-
sen Gebieten unternimmt, auch weiterhin auf koordinierte
Weise zu unterstützen; 

12. begrüßt außerdem den Abschluss der Entwaffnung
und Demobilisierung von Kindersoldaten bei den Afghani-
schen Militärkräften, betont, wie wichtig die Wiedereinglie-
derung der Kindersoldaten und die Betreuung anderer vom
Krieg betroffener Kinder ist, lobt die Regierung Afghanistans
für ihre diesbezüglichen Anstrengungen und ermutigt sie zur
Fortsetzung dieser Bemühungen in Zusammenarbeit mit den
Vereinten Nationen;

13. bekundet ihre Besorgnis über die Einziehung und den
Einsatz von Kindersoldaten durch illegale bewaffnete Grup-
pen in Afghanistan, erklärt erneut, wie wichtig es ist, den ge-
gen das Völkerrecht verstoßenden Einsatz von Kindern zu be-
enden, und begrüßt den Beitritt Afghanistans zu dem Überein-
kommen über die Rechte des Kindes46 und seinen beiden Fa-
kultativprotokollen47;

14. fordert die Regierung Afghanistans nachdrücklich
auf, ihren Verantwortlichkeiten aus dem Übereinkommen
über das Verbot des Einsatzes, der Lagerung, der Herstellung
und der Weitergabe von Antipersonenminen und über deren
Vernichtung48 nachzukommen, mit dem von den Vereinten
Nationen koordinierten Antiminenprogramm voll zusammen-
zuarbeiten und alle vorhandenen Bestände an Antipersonen-
minen zu vernichten;

46 United Nations, Treaty Series, Vol. 1577, Nr. 27531. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1992 II S. 121; LGBl. 1996 Nr. 163; öBGBl. Nr. 7/1993;
AS 1998 2055.
47 Ebd., Vol. 2171, Nr. 27531; und ebd., Vol. 2173, Nr. 27531. Deutsche
Übersetzung: öBGBl. III Nr. 93/2004; AS 2006 5441 (Protokoll gegen
Kinderhandel); dBGBl. 2004 II S. 1354; LGBl. 2005 Nr. 26; öBGBl. III
Nr. 92/2002; AS 2002 3579 (Protokoll über Kinder in bewaffneten Kon-
flikten). 
48 Ebd., Vol. 2056, Nr. 35597. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1998 II
S. 778; LGBl. 1999 Nr. 229; öBGBl. III Nr. 38/1999; AS 2003 3133.
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15. erkennt an, dass die Einrichtung demokratischer In-
stitutionen gemäß dem Bonner Prozess abgeschlossen ist, ist
sich der noch bevorstehenden, im Afghanistan-Pakt40 genann-
ten Herausforderungen bewusst und fordert die internationale
Gemeinschaft auf, auch weiterhin nachhaltige Unterstützung
zu gewähren;

16. nimmt mit Besorgnis Kenntnis von den nachteiligen
Auswirkungen der Sicherheitslage auf den Genuss der Men-
schenrechte und fordert alle Parteien auf, die Menschenrechte
und das humanitäre Völkerrecht in ganz Afghanistan uneinge-
schränkt zu achten und mit Unterstützung durch die afghani-
sche Unabhängige Menschenrechtskommission und die Hilfs-
mission die Menschenrechtsbestimmungen der neuen afgha-
nischen Verfassung vollinhaltlich umzusetzen, und lobt die
Regierung Afghanistans für ihr diesbezügliches Engagement; 

17. fordert die volle Achtung der Menschenrechte und
Grundfreiheiten aller, ohne jede Diskriminierung, namentlich
auf Grund des Geschlechts, der Volkszugehörigkeit oder der
Religion, im Einklang mit den Verpflichtungen nach der af-
ghanischen Verfassung und dem Völkerrecht;

18. betont, dass die Achtung des Rechts der freien Mei-
nungsäußerung und des Rechts auf Gedanken-, Gewissens-
oder Glaubensfreiheit gewährleistet werden muss;

19. betont weiterhin, dass es geboten ist, die Vorwürfe
über aktuelle und vergangene Verletzungen der Menschen-
rechte und des humanitären Völkerrechts zu untersuchen, na-
mentlich Verletzungen, die gegen Angehörige ethnischer und
religiöser Minderheiten sowie gegen Frauen und Mädchen be-
gangen wurden, die Bereitstellung effizienter und wirksamer
Rechtsbehelfe für die Opfer zu erleichtern und die Täter im
Einklang mit dem Völkerrecht vor Gericht zu stellen;

20. erklärt erneut, welche wichtige Rolle der afghani-
schen Unabhängigen Menschenrechtskommission bei der För-
derung und dem Schutz der Menschenrechte und Grundfrei-
heiten zukommt, betont, dass der Umfang ihrer Tätigkeiten in
allen Teilen Afghanistans im Einklang mit der afghanischen
Verfassung ausgeweitet werden muss, begrüßt die Verab-
schiedung des Aktionsplans für Frieden, Gerechtigkeit und
Aussöhnung durch die Regierung Afghanistans und betont,
wie wichtig es ist, dass sich die Urheber von Menschenrechts-
verletzungen im Einklang mit dem innerstaatlichen Recht und
dem Völkerrecht vor Gericht verantworten müssen;

21. verweist auf die Resolution 1325 (2000) des Sicher-
heitsrats über Frauen und Frieden und Sicherheit, würdigt die
Bemühungen der Regierung Afghanistans, Geschlechterfra-
gen durchgängig zu berücksichtigen und die Gleichberechti-
gung von Frauen und Männern, die unter anderem durch Af-
ghanistans Ratifikation des Übereinkommens zur Beseitigung
jeder Form von Diskriminierung der Frau49 sowie durch die af-
ghanische Verfassung garantiert wird, zu schützen und zu för-
dern, begrüßt die hohe Beteiligung afghanischer Frauen an den
Parlaments- und Provinzratswahlen, namentlich die Wahl

weiblicher Kandidaten in diese Organe, und erklärt erneut, wie
wichtig es nach wie vor ist, dass Frauen an allen Bereichen des
afghanischen Lebens in vollem Umfang und gleichberechtigt
teilhaben;

22. begrüßt die Vorlage des vorläufigen nationalen Ak-
tionsplans für Frauen in Afghanistan, über den derzeit Kon-
sultationen geführt werden, sowie die beträchtlichen Anstren-
gungen, die die Regierung Afghanistans unternimmt, um ge-
gen Diskriminierung vorzugehen, legt der Regierung eindring-
lich nahe, alle Teile der afghanischen Gesellschaft, insbeson-
dere Frauen, aktiv in die Ausarbeitung und Durchführung von
Hilfs-, Rehabilitations-, Wiederherstellungs- und Wiederauf-
bauprogrammen einzubeziehen, und regt die Erhebung und
Nutzung von nach dem Geschlecht aufgeschlüsselten statisti-
schen Daten an, um Informationen über geschlechtsspezifi-
sche Gewalt bereitzustellen und die Fortschritte bei der vollen
Integration der Frau in das politische, wirtschaftliche und so-
ziale Leben Afghanistans genau zu verfolgen;

23. anerkennt die beträchtlichen Fortschritte bei der
Gleichstellung der Geschlechter, die in den letzten Jahren in
Afghanistan erzielt wurden, und verurteilt nachdrücklich die
Vorfälle von Diskriminierung und Gewalt gegen Frauen in Af-
ghanistan, gleichviel wo sie sich ereignen;

24. begrüßt die Initiative der Regierung Afghanistans, ei-
nen nationalen Aktionsplan zur Bekämpfung des Kinderhan-
dels auszuarbeiten, legt ihr nahe, sich dabei von dem Zusatz-
protokoll zur Verhütung, Bekämpfung und Bestrafung des
Menschenhandels, insbesondere des Frauen- und Kinderhan-
dels, zum Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen die
grenzüberschreitende organisierte Kriminalität50 leiten zu las-
sen, und betont, wie wichtig es ist, zu erwägen, Vertragspartei
des Protokolls zu werden;

25. fordert die Regierung Afghanistans nachdrücklich
auf, den Sektor der öffentlichen Verwaltung weiter wirksam
zu reformieren, um die Rechtsstaatlichkeit zu verwirklichen
und auf nationaler wie auf lokaler Ebene für eine gute Regie-
rungs- und Verwaltungsführung und für Rechenschaftspflicht
zu sorgen, und betont, wie wichtig es ist, dass mit Unterstüt-
zung der internationalen Gemeinschaft die entsprechenden
Leistungskriterien im Afghanistan-Pakt erreicht werden;

26. legt der Regierung Afghanistans nahe, ihre Bemü-
hungen um die Einrichtung einer wirksameren, rechenschafts-
pflichtigeren und transparenteren Verwaltung auf allen Regie-
rungsebenen, die im Einklang mit dem Afghanistan-Pakt die
Führungsrolle im Kampf gegen die Korruption übernimmt,
mit Nachdruck voranzutreiben, und nimmt mit Besorgnis
Kenntnis von den Auswirkungen der administrativen Korrup-
tion auf die Sicherheit, die gute Regierungs- und Verwaltungs-
führung und die Bekämpfung der Suchtstoffindustrie;

27. betont abermals, dass auf dem Gebiet einer umfas-
senden Justizreform in Afghanistan weitere Fortschritte erzielt
werden müssen, und fordert die Regierung Afghanistans und

49 Ebd., Vol. 1249, Nr. 20378. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1985 II
S. 647; LGBl. 1996 Nr. 164; öBGBl. Nr. 443/1982; AS 1999 1579.

50 Resolution 55/25, Anlage II. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 2005 II
S. 954, 995; öBGBl. III Nr. 220/2005; AS 2006 5917.
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die internationale Gemeinschaft nachdrücklich auf, auch für
den Wiederaufbau und die Reform des Strafvollzugs Ressour-
cen bereitzustellen, damit die Rechtsstaatlichkeit und die Men-
schenrechte in den Gefängnissen besser geachtet und gleich-
zeitig die Risiken für die körperliche und seelische Gesundheit
der Insassen vermindert werden;

28. fordert die Regierung Afghanistans nachdrücklich
auf, sich mit Hilfe der internationalen Gemeinschaft mit der
Frage der Eigentumsansprüche an Grund und Boden zu befas-
sen, im Wege eines umfassenden Programms zur Registrie-
rung von Grundeigentumsrechten, einschließlich der offiziel-
len Registrierung aller Grundstücke und der besseren Siche-
rung von Eigentumsrechten, und begrüßt die von der Regie-
rung diesbezüglich bereits unternommenen Schritte;

29. begrüßt die auf der Londoner Afghanistan-Konfe-
renz vorgelegte vorläufige Nationale Entwicklungsstrategie
für Afghanistan43, unterstreicht, dass so bald wie möglich eine
endgültige Strategie festgelegt werden muss, und fordert die
internationale Gemeinschaft nachdrücklich auf, diesen Pro-
zess aktiv zu unterstützen;

30. erklärt erneut, wie notwendig es ist, dass den afgha-
nischen Kindern in allen Teilen des Landes Bildungs- und Ge-
sundheitseinrichtungen zur Verfügung stehen, unter Anerken-
nung der besonderen Bedürfnisse von Mädchen, verurteilt mit
Nachdruck terroristische Angriffe auf Bildungseinrichtungen
und ermutigt die Regierung Afghanistans, diese Einrichtungen
mit Hilfe der internationalen Gemeinschaft auszuweiten,
Fachpersonal dafür auszubilden und den vollen und gleichbe-
rechtigten Zugang aller Mitglieder der afghanischen Gesell-
schaft zu ihnen zu fördern, so auch in abgelegenen Gebieten;

31. dankt den Regierungen der Länder, die weiterhin af-
ghanische Flüchtlinge aufnehmen, ist sich der enormen Bela-
stung bewusst, die sie bisher in dieser Hinsicht auf sich ge-
nommen haben, und erinnert sie an ihre Verpflichtungen nach
dem Flüchtlingsvölkerrecht betreffend den Schutz von Flücht-
lingen, den Grundsatz der freiwilligen Rückkehr und das
Recht, Asyl zu suchen, sowie die Verpflichtung, internationa-
len Stellen im Hinblick auf den Schutz und die Betreuung die-
ser Personen Zugang zu gewähren;

32. fordert die Regierung Afghanistans nachdrücklich
auf, sich mit Unterstützung der internationalen Gemeinschaft
auch weiterhin verstärkt darum zu bemühen, die Vorausset-
zungen für die freiwillige, sichere, würdevolle und dauerhafte
Rückkehr der noch verbleibenden afghanischen Flüchtlinge
und Binnenvertriebenen sowie für ihre Wiedereingliederung
zu schaffen;

33. fordert die Weiterführung der internationalen Hilfe
für die große Zahl afghanischer Flüchtlinge und Binnenver-
triebener, um ihre freiwillige, sichere und geordnete Rückkehr
und ihre dauerhafte Wiedereingliederung in die Gesellschaft
zu erleichtern und damit einen Beitrag zur Stabilität des ge-
samten Landes zu leisten;

34. begrüßt die Anstrengungen, die die afghanischen Be-
hörden bislang unternommen haben, um ihre auf der Londoner
Afghanistan-Konferenz am 31. Januar 2006 vorgelegte aktua-
lisierte Nationale Drogenkontrollstrategie44 umzusetzen, und

fordert die Regierung Afghanistans nachdrücklich auf, ent-
schlossen vorzugehen und insbesondere der Drogengewin-
nung und dem Drogenhandel ein Ende zu setzen, indem sie die
in der Strategie und dem Afghanistan-Pakt aufgeführten kon-
kreten Maßnahmen durchführt;

35. fordert die internationale Gemeinschaft auf, der Re-
gierung Afghanistans bei der Umsetzung ihrer Nationalen
Drogenkontrollstrategie behilflich zu sein, deren Ziel es ist,
den Anbau und die Gewinnung unerlaubter Drogen, den Ver-
kehr mit diesen Drogen und ihren Konsum zu beseitigen, na-
mentlich durch verstärkte Unterstützung der afghanischen
Strafverfolgungs- und Strafjustizbehörden, ländliche Ent-
wicklung, Nachfragesenkung, Vernichtung illegal angebauter
Kulturen, verstärkte Sensibilisierung der Öffentlichkeit und
Stärkung der Kapazitäten von Drogenkontrolleinrichtungen;

36. bekundet ihre Besorgnis über die jüngste Zunahme
des Opiumanbaus, stellt fest, dass der Anbau von Opium sowie
die damit zusammenhängende Drogengewinnung und der
Drogenverkehr eine ernsthafte Bedrohung der Sicherheit, der
Rechtsstaatlichkeit und der Entwicklung in Afghanistan dar-
stellen, fordert die Regierung Afghanistans nachdrücklich auf,
mit Unterstützung der internationalen Gemeinschaft darauf
hinzuarbeiten, die Suchtstoffbekämpfung in alle nationalen
Programme zu integrieren, würdigt die diesbezüglichen An-
strengungen der Regierung und fordert sie nachdrücklich auf,
ihre Anstrengungen gegen den Opiumanbau zu verstärken;

37. legt der internationalen Gemeinschaft nahe, die Fi-
nanzmittel für die Suchtstoffbekämpfung vermehrt über den
von der Regierung Afghanistans eingerichteten Treuhand-
fonds zur Suchtstoffbekämpfung bereitzustellen;

38. legt der Regierung Afghanistans eindringlich nahe,
bei der Umsetzung ihrer Nationalen Drogenkontrollstrategie
die Schaffung von dauerhaften Erwerbsmöglichkeiten im for-
mellen Produktionssektor sowie in anderen Sektoren zu för-
dern und so die Lebensbedingungen, die Gesundheit und die
Sicherheit der Menschen, insbesondere in ländlichen Gebie-
ten, wesentlich zu verbessern, und fordert die internationale
Gemeinschaft auf, in Zusammenarbeit mit der Regierung auch
künftig diesbezügliche Hilfe zu leisten;

39. unterstützt den Kampf gegen den unerlaubten Ver-
kehr mit Drogen und Vorläuferstoffen in Afghanistan selbst,
in den Nachbarstaaten und in den an den Handelswegen gele-
genen Ländern, namentlich die verstärkte Zusammenarbeit
zwischen ihnen, um die Kontrollen zur Bekämpfung von
Suchtstoffen zu verstärken und so den Drogenstrom einzu-
dämmen;

40. begrüßt das Ergebnis der vom 26. bis 28. Juni 2006
in Moskau abgehaltenen zweiten Ministerkonferenz über die
von Afghanistan ausgehenden Routen des Drogenhandels51,
die im Rahmen der Initiative des Pariser Paktes von der Re-
gierung der Russischen Föderation in Zusammenarbeit mit
dem Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbre-
chensbekämpfung organisiert wurde, und fordert die Staaten

51 Siehe A/61/208-S/2006/598, Anlage. 
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daher zu verstärkter internationaler und regionaler Zusam-
menarbeit auf, um der Bedrohung der internationalen Gemein-
schaft durch die unerlaubte Drogengewinnung und den uner-
laubten Drogenverkehr entgegenzuwirken;

41. begrüßt außerdem die Einrichtung des Gemeinsamen
Koordinierungs- und Überwachungsrats zur Umsetzung der
politischen Verpflichtungen aus dem Afghanistan-Pakt und
dankt den internationalen Mitgliedern des Rates für ihre Un-
terstützung der Hilfsmission und der Regierung Afghanistans;

42. schließt sich den im Afghanistan-Pakt genannten we-
sentlichen Grundsätzen für die Zusammenarbeit zwischen der
Regierung Afghanistans und der internationalen Gemein-
schaft an: Achtung der auf dem Islam basierenden und durch
Pluralismus geprägten Kultur und Geschichte Afghanistans
und seiner entsprechenden Werte, Partnerschaft zwischen der
Regierung Afghanistans mit ihren souveränen Verantwort-
lichkeiten und der internationalen Gemeinschaft, mit einer
zentralen und unparteiischen Koordinierungsrolle für die Ver-
einten Nationen, weiteres Eintreten für die Teilhabe des afgha-
nischen Volkes und seine Bestrebungen nach Eigenverantwor-
tung, Bemühungen um fiskalische, institutionelle und ökolo-
gische Nachhaltigkeit, Aufbau dauerhafter afghanischer Ka-
pazitäten und wirksamer staatlicher und zivilgesellschaftlicher
Institutionen, Sicherstellung einer ausgewogenen und fairen
Verteilung einheimischer und internationaler Ressourcen auf
das ganze Land, Anerkennung der gleichen Rechte und Ver-
antwortlichkeiten von Männern und Frauen in allen Politikbe-
reichen, Förderung der regionalen Zusammenarbeit, Bekämp-
fung der Korruption sowie Gewährleistung der Transparenz
und Rechenschaftspflicht der öffentlichen Hand;

43. lobt die kontinuierlichen Anstrengungen, die die Un-
terzeichner der Erklärung von Kabul über gutnachbarliche Be-
ziehungen vom 22. Dezember 200252 unternehmen, um ihren
Verpflichtungen aus dieser Erklärung nachzukommen, ein-
schließlich, innerhalb dieses Rahmens, der entsprechenden
Verpflichtungen aus der Erklärung von Kabul vom 5. Dezem-
ber 2005, die auf der ersten Regionalkonferenz über wirt-
schaftliche Zusammenarbeit verabschiedet wurde, und fordert
ferner alle anderen Staaten auf, diese Bestimmungen zu achten
und ihre Umsetzung zu unterstützen sowie die regionale Sta-
bilität zu fördern;

44. begrüßt die Anstrengungen, die die Regierung Af-
ghanistans und ihre Partnerregierungen in den Nachbarländern
unternehmen, um das Vertrauen und die Zusammenarbeit un-
tereinander zu fördern, und erwartet mit Interesse eine nach
Bedarf verstärkte Zusammenarbeit zwischen Afghanistan und
allen seinen benachbarten und regionalen Partnern gegen die
Taliban, die Al-Qaida und andere extremistische Gruppen so-
wie bei der Förderung von Frieden und Wohlstand in Afgha-
nistan, in der Region und darüber hinaus;

45. dankt den Mitgliedern der Dreierkommission, näm-
lich Afghanistan, Pakistan und den Vereinigten Staaten von
Amerika, für ihre Bemühungen, sich auch weiterhin mit grenz-

überschreitenden Aktivitäten zu befassen und ihre Zusammen-
arbeit auszuweiten, begrüßt die Mitwirkung der Sicherheits-
beistandstruppe und fordert die internationale Gemeinschaft
auf, diese Bemühungen zu unterstützen;

46. bittet alle Staaten, zwischenstaatlichen und nicht-
staatlichen Organisationen, die Afghanistan Hilfe gewähren,
besonderes Gewicht auf den koordinierten Aufbau von Insti-
tutionen zu legen und dafür zu sorgen, dass diese Tätigkeit die
Entwicklung einer Volkswirtschaft, die durch eine solide ma-
kroökonomische Politik gekennzeichnet ist, die Entwicklung
eines Finanzsektors, der unter anderem Dienstleistungen für
Mikrounternehmen, Klein- und Mittelbetriebe und Haushalte
erbringt, sowie eine transparente Regulierung der Wirtschafts-
tätigkeit und die Rechenschaftspflicht ergänzt und begünstigt;

47. legt der internationalen Gemeinschaft, einschließlich
aller Geberstaaten, nahe, die Regierung Afghanistans dabei zu
unterstützen, den Kapazitätsaufbau und die Erschließung der
Humanressourcen zu einer übergreifenden Priorität zu ma-
chen;

48. fordert die internationale Gemeinschaft nachdrück-
lich auf, im Einklang mit dem Afghanistan-Pakt den Anteil der
unmittelbar dem Kernhaushalt zufließenden Gebermittel zu
erhöhen, sei es durch entsprechende bilaterale Vereinbarungen
zwischen der Regierung Afghanistans und den einzelnen Ge-
bern oder durch andere Modalitäten für eine berechenbarere
Finanzierung des Kernhaushalts unter Beteiligung der Regie-
rung, wie etwa den Treuhandfonds für den Wiederaufbau Af-
ghanistans, den Treuhandfonds für die öffentliche Ordnung
und den Treuhandfonds für Drogenbekämpfung;

49. appelliert eindringlich an alle Staaten, das System
der Vereinten Nationen und die internationalen und nicht-
staatlichen Organisationen, Afghanistan auch weiterhin in en-
ger Abstimmung mit der Regierung des Landes und im Ein-
klang mit ihrer nationalen Entwicklungsstrategie jede mögli-
che und notwendige humanitäre, Wiederherstellungs-, Wie-
deraufbau-, finanzielle, technische und materielle Hilfe zu ge-
währen;

50. betont, dass unter Berücksichtigung der zentralen
und unparteiischen Koordinierungsrolle der Vereinten Natio-
nen die zivilen und militärischen Beziehungen zwischen den
internationalen Akteuren nach Bedarf und auf allen Ebenen
aufrechterhalten, verstärkt und überprüft werden müssen, um
die Komplementarität der Tätigkeiten zu gewährleisten, die
auf den jeweiligen Mandaten und komparativen Vorteilen der
verschiedenen Akteure beruhen, die in Afghanistan humani-
täre, Entwicklungs-, Polizei- und Militäraufgaben wahrneh-
men;

51. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung während ihrer einundsechzigsten Tagung alle sechs Mo-
nate über die Entwicklungen in Afghanistan sowie über den
Stand der Durchführung dieser Resolution Bericht zu erstat-
ten;

52. beschließt, den Punkt „Die Situation in Afghanistan“
in die vorläufige Tagesordnung ihrer zweiundsechzigsten Ta-
gung aufzunehmen.52 S/2002/1416, Anlage.




